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Linden-politische Räwfthläge

Jn den letzten Monaten ist es um die polnische Außenpolitikverhältnismäßig ruhig
gewesen. Zwar hat sich in dieser Zeit weder das Ziel noch die Grundlage der polnischen
Außenpolitik grundsätzlichgeändert; doch haben die taktischen Voraussetzungen in

mancher Hinsicht verschlechtert, und zwar sowohl im südlichenwie im nördlichenOsten, im

Donaubereich wie in den baltischen Staaten-

Was den Südosten anlangt, hat sich die zunächstmit sichtbarem Erfolg eingeleitete
Zusammenarbeit mit dem rumänischen Nachbarn in letzter Zeit nicht
so reibungslos weiterentwirkelt, wie man auf polnischer Seite nach dem günstigenEindruck
des Bukarester Besuches des Obersten Beck im Mai d. J. wohl gehofft haben mag.
Es ist freilich nicht so, daß die letzte Tagung der Kleinen Entente in

Sinaia dazu berechtigt, von einer Wiederfestigung dieses politischen Zweckverbandes
zu sprechen. Aber einerseits hat die Beobachtung, daß sich die Prager Außenpolitik in

letzter Zeit eine gewisse Zurückhaltung auferlegt hat, dazu beigetragen, die inneren

Spannungen, die schon seit langem das Gefüge der Kleinen Entente auseinanderzu-
sprengen versprechen, weniger fühlbar werden zu lassen; und andererseits hat sich doch
wieder gezeigt, daß Numänien sich immer noch nicht dazu entschließenkann, mit dem

Gedanken eines antirevisionisiischen Blockes der Nutznießer des Trianoner Diktates zu

brechen. Das wird auch so lange nicht geschehen, als nicht die Gewißheit besteht, daß
der ungarische Revisionsanspruch ausschließlichgegen die Tschecho-Slowakei, nicht aber

auch gegen Numänien und auch nicht gegen Südslawien richtet. Jn Warschau, wo man

anscheinend gehofft hatte, mit der Einleitung einer engeren polnisch-rumänischenZu-
sammenarbeit den entscheidendenAnstoß zum endgültigenZerfall der Kleinen Entente

gegeben und damit die tschechischePosition im Südosten weitgehend erschüttert zu haben,
hat die Haltung, die die Bukarester Regierung in Sinaia eingenommen hat, einigermaßen
enttäuscht. Es hat gezeigt- daß sich Numänien nicht in dem von

Warschau erhofften Maße auf die »Achse Schwarzes Meer-Ost-
see« festgelegt hat, daß vielmehr die Zusammenarbeit mit

Polen für Numänien nur eine unter verschiedenen außen-
politischen Orientierungsmöglichkeiten darstellt. Aus diesen Zu-
sammenhängenerklärt es wohl All-Ih,daß Marschall Nydz-Smigl1) seine in

Aussicht genommene Reise nach Numänien bis auf weiteres wahrscheinlich nicht antreten

wird. Und aus demselben Grund ist wohl auch die polnische Reise des Slowaken-

führers Hlinka trotz der unleugbaren Sympathien Warschaus für die slowakische
Opposition gegen Prag, ohne das erwartete Echo geblieben; solange sich nämlich
Numänien nicht endgültig auf einen antitschechischenKurs in der ungarisrhen Nevisions-
frage festgelegt hat, fühlt sich Warschau seinem tschechischenNachbarn gegenüber nicht
sicher genug, um in der slowakischen Angelegenheit offen für Ungarn zu engagieren.

Aehnlich wie im siidlichen ist es im nördlichen Osten. Vor allem in der

litauischenFrage hat Polen noch immer nicht vorankommen können. Als Lord Plymouth
im Juli d. J. im Baltikum war, ist davon die Rede gewesen, daß das Foreign foice im
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Verfolg seiner baltischen Pläne u. a. auch daran denkt, seinen Einfluß im Sinne einer

Aussöhnungzwischen Litauen und Polen geltend zu machen· Von dem Versuch oder dem

Erfolg einer solchen Vermittlungsaktion ist bisher jedoch nichts- zu bemerken gewesen.
Litauen befindet nach wie vor in der günstigen Lage, jeder
Lockung oder Drohung von polnischer Seite mit dem Hinweis entweder

auf seine Zusammenarbeit mit den baltischen Staaten oder auf seine guten Beziehungen
zur Sowjetunion oder auch auf das Interesse des Deutschen Reiches an der Existenz eines

selbständigenlitauischen Staates entgegentreten zu können. Auf außen-
politischem Boden ist Litauen von Polen her schwerlich zu packen. Dagegen scheinen
auf dem Gebiete der litauischen J n n enpolitik, wo einige klerikale Kreise den Kauener

IRachthabern Schwierigkeiten bereiten, günstigere JRöglichkeitenfür Polen zu bieten.
Die litauische Regierung hat es jedoch immer wieder verstanden, eine politische Aktuali-

sierung der unklaren Sympathie, die in diesen Kreisen für Polen besteht, zu verhindern.

Ebensowenig wie im Verhältnis zu Litauen läßt in den Beziehungen Polens zu
Lettland eine Entwicklung zum Bessern feststellen. Die Außenpolitikdieses Staates,
die notgedrungen, aber geschicktder ebenso nichtssagenden wie vieldeutigen Jdeologien
des Völkerbundes bedient, vermag den polnischen Versuchen, festen Fuß in der ,,baltischen
Jnteressensphäre«zu fassen, keine stabilen Ansatzpunkte zu bieten. Die Verschwommenheit,
die die lettländischeAußenpolitik kennzeichnet, muß in Warschau um so unangenehmer
empfunden werden, als Lettland, das seiner Zeit mit polnischer Unterstützungeinen

halbständigenSitz im Völkerbundsrate erlangt hat, dort nicht nur im eigenen Namen

spricht, sondern zugleichauch seine Nachbarn, Litauen und Estland, vertritt.

Jst die durch den Rigaer «Pakt von 1934 gefestigte Zusammenarbeit Estlands mit Lett-
land geeignet, eine Fortentwicklung der Beziehungen zwischen Warschau und Reval zu
trüben, so wirkt auch die in letzter Zeit festzustellende Neigung der

estländischen Außenpolitik, sich auf dem Weg über Finnland
der Gruppe der nordischen Staaten zu nähern, gleichfalls dahin, die

Fäden, die in jahrelanger vorsichtiger Arbeit von Polen nach Estland gesponnen wurden,
zwar nicht zu lösen, aber doch ein wenig zu lockern. Es scheint, daß der kürzlicheBesuch
des estländischenAußenministersin Warschau weniger eine Festigung der Beziehungen
zwischenden beiden Staaten gebracht, als zu der Beobachtung geführthat, daß in gewissen
Fragen der außenpolitischenOrientierung und Methode grundsätzlicheMeinungsver-
schiedenheiten bestehen. Das ist z. B. der Fall in der F r ag e d e r ,,k o l l e k tiv e n

Sich e r h e i t", die in der Auffassung, wie sie von Reval vertreten wird, von Warschau
abgelehnt werden muß, und in der F r a g e d e s V ö l k e r b u n d e s , den Estland als

eine für die baltischen Staaten notwendige außenpolitischeMittelstelle betrachtet, während
Polen Wert darauf legt, seine Beziehungen zu den baltischen Staaten ohne die Zwischen-
schaltung der Genfer Institution zu gestalten.

Jm ganzen läßt feststellen, daß die Bemühungen Polens, zum führenden
Faktor der Staatenkette zwischender Finnischen Bucht und dem Schwarzen Meer aufzu-

'

schwingen, in den letztenMonaten nicht nur nicht weitergediehen sind, sondern im Gegen-
teil im nördlichenwie im südlichenOsten einige Rückschlägeeingebracht haben. Das ist
auf der einen Seite wohl darin begründet,daß die gegenwärtige europäische
Gesamtlage, die von den führenden Großmächten grundsätzlicheEntscheidungen
fordert, allen Versuchen außenpolitischer Nebenkonstruktionen,
wie sie von Polen in dem Raum zwischen dem Deutschen Reich und der Sowjetunion
angestrebt werden, u n g ü n st i g ist. Das beruht andererseits aber auch zweifellos
darauf, daß die Mittel- und Kleinstaaten, an die die polnischen Versuche
wenden, zu der Aktionsfähigkeit Polens nicht das genügende Zu-
trauen haben, da sie sich bisher nicht davon haben überzeugen können, daß die

inneren Verhältnisse Polens hinreichend gefestigt sind, um diesen Staat zu befähigen,eine

stabile Achse durch die Schütterzone des östlichenNkitteleuropa zu legen. Eine nicht
geringe Rolle spielt in diesem negativen Urteil der in Frage kommenden Staaten d'ie

unverantwortliche Politik, die Polen gegenüber der deutschen
V o l k s g r u p p e b e t r e i b t. Denn der gesunde Menschenverstand muß den verant-

wortlichen Leitern dieser Staaten sagen, daß eine solche Politik auf die Dauer das

polnische Verhältnis zum Deutschen Reiche gefährdet; und die Kenntnis der politischen
Tatsachen sagt ihnen weiter, daß die außenpolitischeAktionsfähigkeitPolens letztenEndes

« auf einem reibungslosen Verhältnis zum Reiche beruht. Dr..K.
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Gesetz gegen das deutschePrivatfchnlwefen
Die deutsche Regierung hat im Verlauf der Verhandlungen anläßlich des Außer-kraft-

tretens einiger Teile der Genfer Qberschlesienkonventionvergebens versucht, den polnischen
Partner zu einer vertraglichen Neuregelung der beiderseitigen Minderheitenschutzbestim-
mungen im ehemaligen oberschlesischenAbstimmungsgebiet zu bewegen. Wenn der polnische
Partner damals ein Eingehen auf diese deutsche Anregung hartnäckig abgelehnt hat, so
hat er damit nicht nur bestätigt,daß es für ihn keine dringenden volkspolitischen Jnter-

essen in Westoberschlesien zu vertreten gibt, sondern zugleich auch im Sinne seiner Be-

strebungen einer völligen Ausrottung der deutschen Volksgruppe Ostoberschlesiens
gehandelt. Tatsächlich hat sich die volkspolitische Lage im polnisch
gewordenen Teil des ehemaligen Abstimmungsgebietes seit
dem 15. Juli d. J. ganz beträchtlich verschärft. Durch eine Reihe ein-

schneidender Gesetze hat sich die polnische Verwaltung neue Grundlagen für ihre Politik
der wirtschaftlichen Aushungerung, der sprachlichen Entrechtung, der kirchlichen Knebelung
und der schulischenUnterdrückunggeschaffen.

Am 30.August,«vier Tage vor Beginn des neuen Schuljahres, hat der Schlesische
Teilgebietslandtag ein Gesetz angenommen, das den B e st a n d d e s d e u t s ch e n

Privatschulwesens Ostoberschlesiens aufs schwerste gefährdet.
Das Gesetz schiebt der Errichtung neuer deutscher Privatschulen einen Riegel vor, indem

es der Schulbehörde die Möglichkeit gibt, die Erlaubnis zur Errichtung einer privaten
Schule, Unterrichts- oder Erziehungsanstalt zu versagen, »wenn diese dem a l l g e m e i n -

öffentlichen oder wirtschaftlichen Bedürfnis dieses Gebietes

(d. Ostoberschlesiens) n i ch t e n t s p r i ch t«, besonders aber dann, wenn ,,d i e

bestehenden staatlichen oder öffentlichen Schulen der Jugend in

ausreichendem Maße Unterricht und Erziehung gewährleisten«.
Unter Berücksichtigungder deutschfeindlichen Einstellung der polnischen Verwaltungs-
behörden bedeutet das, daß es in Zukunft unmöglich sein wird, durch einen weiteren

Ausbau des deutschen Privatschulwesens für eine völkischvollwertige schulischeBetreuung
der ostoberschlesischendeutschen Jugend zu sorgen. Die Verschlechterung der Rechtslage,
die das deutsche Privatschulwesen durch diese Bestimmungen des neuen Gesetzes erfährt,
geht aus einem Vergleich mit der einschlägigenBestimmung der G e n f e r K o n v e n -

tio n deutlich hervor; der Artikel 98 Absatz Z der Konvention hat gelautet: »Die
Frage, ob für den Privatunterricht ein Bedürfnis vorliegt oder nicht, kommt nicht
in Betracht«.

Aber nicht nur die Errichtung neuer Privatschulen, sondern auch die Existenz der

zur Zeit bestehenden deutschen Privatschulen ist durch das neue Gesetz in Frage
gestellt. Denn dieses bestimmt u. a., daß solche Schulen ausschließlichvon Kindern

deutscher Volkszugehörigkeitbesucht werden dürfen, wobei — und das ist das Ent-

scheidende — die deutsche Volkszugehörigkeitnur dann als erwiesen gilt, wenn 1. die

Kinder in genügenderWeise die deutsche Sprache beherrschen, und wenn

2. die Erziehungsberechtigten nicht polnischer Volkszugehörigkeit sind.
Damit hat der Schlesische Teilgebietslandtag d a s P r i n z i p d e r ,,o b j e k t i v e n

V o l k s t u m s m e r k m a l e«, das von den polnischen Behörden bereits seit Jahren mit

unerhörter Nücksichtslosigkeitzu Zwecken der Ztvangspolonisierung angewandt wird, als

Kampfmittel gegen die deutsche Privatschule Ostoberschlesiens
g e s e tz lich sa n k t i o n i e r t. Es ist hinreichend bekannt, in welch»unpädagogischer
Form die Sprachprüfungen der deutschen Schulanfängervon den polnischen Examina-
toren durchgeführtwerden und welch, fadenscheinige Argumente von den polnischen Stellen

vorgebracht werden, um den Eltern, die ihre Kinder zur deutschenSchule anmelden, ihre
deutscheVolkszugehörigkeitzu bestreiten! Es sei auch in diesem Falle noch einmal auf
die jetzt endgültig über Bord geworfene einschlägigeBestimmung der Genfer Kon-

vention hingewiesen, um die durch das neue Gesetz verursachte Verschlechterung des

Volksgruppenrechtesdeutlich in Erscheinung treten zu lassen; der Artikel 131 Absatz 1 der

Konvention hat gelautet: »Was die Sprache eines Kindes oder Schülers ist, bestimmt
ausschließlichdie mündlich oder schriftlich abgegebene Erklärung des Erziehungs-
berechtigten. Diese Erklärung darf von der Schulbehörde weder nachgeprüft noch
bestritten werden« Das hier ausgesprochene N e cht d e r f r e i e n V o l k s t u m s -
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bestimmung ist durch das neue Gesetz zugunsten der Festsetzung der

Volkszugehörigkeit durch die polnischen Behörden abge-
sch a t worden.

Schließlichist in diesem Gesetz noch folgende, das deutsche Privatschulwesen Ostober-
schlesiens lähmende Bestimmung enthalten: Eine deutsche private Volksschule dürfen
»grundsätzlich«nur diejenigen Kinder mit behördlich anerkannter deutscher Volkszugehörig-
keit besuchen, die in einer Entfernung von höchstens drei Kilometern
vom Gebäude der betreffenden Schule wohnen. Wenn diese ein-

schränkendeBestimmung, die der Genfer Konvention unbekannt war, nur für die privaten
deutschen Volksschulen, nicht aber auch für die höheren deutschen Privatschulen
eingeführtworden ist, so ist das ganz gewiß nicht geschehen, um die deutschen Privat-
gymnasien Ostoberschlesiens vor der Vernichtung zu retten, sondern in der Erkenntnis,
daß durch eine entsprechende Regelung auf deutscher Seite das polnische Gymnasium
in Beuthen mit einem Schlage erledigt fein würde. Und wenn der polnische Gesetz-
geber bezüglichder Einführung der 3-Kilotneterzone auf eine Anordnung des Regierungs-
präsidenten von Allenstein aus dem Jahre 1932 berufen hat, so ist dem entgegenzuhalten,
daß durch diese Anordnung nur eine einzige polnische Volksschule betroffen wurde, daß
das polnische Gesetz aber 18 private deutsche Volksschulen Ostoberschlesiens in Mitleiden-

schaft zieht, und daß es überdies sehr merkwürdiganmutet, wenn man polnischerseits
im vierten Jahre des deutsch-polnischenPaktes auf eine örtliche deutsche Verfügung aus

der Zeit v o r der Machtergreifung und v o r dem Abschlußdes Paktes beruftl
Ein Vergleich der Bestimmungen des neuen Gesetzes mit dem früheren Rechtszustand

ergibt so eindeutig eine Verschlechterung der rechtlichen Lage des deutschen Privatschul-
wesens in Ostoberschlesien, daß der Versuch der ,,Gazeta Polska«, die Angelegenheit als

belanglos hinzustellen, eine durchaus verfehlte Spekulation auf die deutsche Gutgläubigkeit
ist« Wenn die Absicht bestanden hätte, an der bisherigen Lage
des deutschen Schulwesens nichts zu ändern, dann hätte es

logischerweise auch keines neuen Gesetzes bedurft. Wenn aber die

,,Gazeta Polska« dann meint, daß ,,b i s h e r keinerlei Tatsachen eingetreten sind, die

den Stand der Dinge im Privatschulwesen Ostoberschlesiensverändern«, so will sie damit

wohl andeuten, daß die polnische Regierung hofft, mit der Drohung einer rigorosen
Durchführung des Gesetzes die deutsche Regierung zur Gewährung weiterer Vorrechte
an die polnischen Volkssplitter im Reich verleiten zu können. Die ,,Gazeta Polska« über-

sieht dabei offenbar, daß bisher nichts geschehen ist, was geeignet wäre,

polnische Zusicherungen hinsichtlich einer anständigen Behand-
lung der deutschen Volksgruppe als glaubwürdig erscheinen
zu la s s e n.

.

Das System Graztmfki
Jm IRachtbereiche des Wojewoden Grazynski vergeht k a u m e i n T a g o h n e

neue Schikanen und· Gewaltmaßnahmen gegen die Deutschen.
Wenn das hier im vollen Bewußtsein der Schwere der gegen die polnische Volksgruppen-
politik gerichteten Anklage ausgesprochen wird, so handelt es sich dabei nicht um eine

leicht hingeworfene propagandistische Floskel, sondern um die Kennzeichnung des tat-

sächlichenZustandes, der durch keine Beschwerden irgendwelcher polnischer Stellen,
die so gern auf das deutsch-polnischePresseabkommen berufen, und erst recht nicht
durch die tägliche Lügenpropaganda des Kattowitzer Wojewodenblattes abstreiten oder

verheimlichen läßt. Jeder beliebige Zeitraum läßt sich zum Beweis der Richtigkeit des

hier erhobenen Vorwurfs verwenden. Im folgenden sollen nur einig e d e r F älle ,

die in dem zweiwüchigen Zeitraum vom 27. August bis zum
9. September in der Wojewodschaft Schlesien abgespielt haben,

angeführt werden.

Am 27. August sind drei, seit über 25 Jahren im Schuldienst stehende d e u t s ch e

Lehrkräfte des Bielitzer Staatsgymnasiums mit deutscher
U n te r r i ch t s s p r a ch e , und zwar der INathematiker Anton Barger, der Germanist
Karl Haar und der Historiker Rudolf Benesch, zu r D i s p o s i t i o n g e st el l t
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worden. Zugleich hat die polnische Schulbehörde einen vierten Lehrer derselben Anstalt,
den Geographen Nikolaus Tannert, an die deutsche Volksschule in Bielitz ver-

setzt. Damit hat das einzige staatliche Gymnasium mit deutscher Unterrichtssprache,
das es in Polen noch gibt und dem bereits vor mehreren Jahren ein polnischer
Direktor aufoktroyiert worden ist, vier weitere bewahrte deutsche Pädagogen verloren.

Die Schulabteilung der Kattowitzer Wojewodschaft stellte d i e E r r i ch t u n g e i n e r

deutschen Privatschule in Tarnowitz, die bereits als gesichert galt und
im Gebäude des aufgelösten deutschen Privatgymnasiums untergebracht werden sollte,
dadurch i n F r a g e , daß sie 253 deutschen Kindern aus dem Tarnowitzer Landkreis,
die zu dieser Schule angemeldet worden waren, deren Besuch mit der Begründung verbot,
daß sie nicht innerhalb des Tarnvwitzer Schulbezirks wohnten. Zugleich wurde die

Errichtung einerdeutschen Schule in Trockenberg im Kreise Tarnowitz,
die im vergangenen Jahre von den deutschen Erziehungsberechtigten beantragt worden

war, mit der wahrheitswidrigen Behauptung v e rhin d e r t , daß die Zahl der ange-
meldeten Kinder der vorgeschriebenen NTindestnorm nicht entspreche. Die gleichfalls im

letzten Jahre eingereichten Anträge auf Errichtung deutscher Volks-

schulen in Piassetzna, Georgenberg und anderen Landgemeinden des Kreises
Tarnowitz sind bis heute n o ch nicht b e a n t w o r t et worden!

Die für den Z. September vorgesehene Versammlung der Jungdeutschen
P a r t ei in Königshütte, in der Senator Wiesner über das neue Gesetz gegen das

deutsche Privatschulwesen in Ostoberschlesien sprechen sollte, wurde v e r b o te n. Ein

A u s f l u g ,
den der Hilfsverein Deutscher Frauen in Antonienhütte am 7. September

nach Nadoschau unternehmen wollte, wurde v e r b o te n. Die seit 40 Jahren regelmäßig
veranstaltete Wallfahrt der katholischen Deutschen aus Tarnowitz
zum Annaberg, dem deutschen Wahrzeichen Qberschlesiens, mußte a b g e s a g t werden,
da es die polnischen Behörden trotz wiederholter Vorstellungen ablehnten, den beantragten
Sammelpaß für die Pilger auszustellen.

Gegen das etwa 30 Schüler beherbergende J n t e r n at d e s d e u t e n

P r i v a t g y m n a s i u m s in P le ß war bereits vor längerer Zeit von der Zwangs-
verwaltung des PleßschenVermögens E x m i s s i o n s k l a g e eingereicht worden. Jetzt
hat die Zwangsverwaltung die sofortige Vollstreckbarkeit des Näumungsurteils mit der

Begründung erreicht, daß die Näume des Jnternats für die Unterbringung eines polnischen
PädagogischenLyzeums notwendig seien. Diese Begründung ist um so eigenartiger, als

das Lyzeum noch gar nicht besteht. Das verhältnismäßig kleine deutsche Gymuasium in

Pleß, das im vergangenen Schuljahr von 86 Schülern;«besuchtwurde, ist durch die Weg-
nahme des Jnternates, in dem die auswärtigen Schüler untergebracht waren, in se i n e m

B e st a n d e g e fä h r d e t. Die polnische INaßnahme wiegt um so schwerer, als es

bei dem Plesser Jnternat um die einzige deutsche Einrichtung dieser Art in Ostober-
schlesien handelt, während die Polen in Westoberschlesien für ihr Beuthener Gymnasium
zwei Jnternate besitzen.

«

S i e b e n d e u t s ch e A r b ei te r , die erst vor kurzem von einer Kattowitzer Firma
zur Ausführung von Bauarbeiten an der Lublinitzer Wasserleitung eingestellt worden

waren, wurden Ende August auf Anordnung der Lublinitzer Behörden

fr i st l o s e n t l asse n. Auf dem Arbeitsamt wurde ihnen erklärt, daß ihre Ent-

lassung von höheren Stellen verfügt worden sei, und daß, ehe sie wieder in Arbeit und

Brot kommen könnten, erst alle ,,verdienten Polen« untergebracht werden müßten, Der

Fall wird noch klarer, wenn man erwähnt, daß ein polnischer Arbeiter, den man irr-

tümlicherweisefür einen Deutschen gehaltenund daher gleichfalls entlassen hatte, nach
der Aufdeckung dieses Versehens sofort wieder eingestellt worden ist.

«

Am i. September veröffentlichtedie ,,P0lska Zachodnia", das Organ des ijewoden
Grazynski, einen Artikel, in dem sie, wie schon mehrfach, g e g e n d e n V e r t r i e b

deutscher Zeitungen und Zeitschriften in Polen polemisierte. Sie

versuchte, die Z e i tu n g s v e r k ä u e r i n n«e n
, die in den Straßen der ostober-

schlesischenStädte neben einigen wenig gefragten polnischen Blättern auch die »Kattowitzer
Zeitung«,den »QbersehlestsrhenKurier«, den ,,Anfbruch«,die ,,Ostdeutsche Morgenpost«,
die »Woche« »und andere »polenfeindlichenationalsozialistische Schmäh- und Spott-
schriften" verkaufen, der staatsfeindlichen Gesinnung zu denunzieren! Jn dem Artikel

wurden diese Frauen, die ihr Geld durch den Zeitungsverkauf mühsam und redlich
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verdienen, als ,,stille, unbekannte NTitarbeiterinnen des Berliner

Propagandaministeriums" und als ,,NTitarbeiterinnen des Herrn
Goebbels und seiner hakatistischen Presse« bezeichnet. Der Zweck des
Artikels war offenbar, gegen den Vertrieb deutscher Blätter (notfalls durch die Mobili-

sierung der ,,patriotischen Gefühle« gegen die Zeitungsverkäuferinnen)Stimmung
zu machen.

Die öffentliche Volksschule mit deutscher Unterrichtssprache
im Kattowitzer Stadtteil Zawodzie ist auf Anordnung der Schulabteilung
der Wojewodschaft a u fg e l ö st worden. Die Schule wurde v o n 2 8 0 d e u t sch e n

K i n d e r n b e su ch t , die daraufhin in eine andere, im Stadtzentrum gelegene Blinden

heitsschule umgefchult werden mußten. Ganz abgesehen davon, daß die Kinder jetzt täglich
einen beträchtlich weiteren Schulweg, und zwar durch die verkehrsreichen
Straßen der Jnnenstadt zurücklegenmüssen,sind in der den Kindern zugewiesenen Schule
keine für einen solchen Zuwachs ausreichenden Unterrichts-
rä u m e vorhanden. Das den Deutschen weggenommene Schulgebäudein Zawodzie aber

wurde der jüdischen Minderheit überwiesen!

Der bisher von den Vinzentinerinnen unterhaltene d e u t s ch e Ki n d e r g a r te n

in Königshütte, in dem zuletzt 45 deutsche Kinder untergebracht waren,
wurde auf Anordnung der Schulabteilung der Wojewodschaft ohne Begründung
g eschlosfe n. Die den Kindergarten leitende Schwester wurde mit sofortiger Wirkung
nach Teschen versetzt. Auch in Siemian owitz mußte einer der beiden dort bestehen-
den deutschen Kindergärten,der bisher in der öffentlichenMinderheitsschule mit deutscher
Unterrichtssprache untergebracht war, g e r ä u mt werden, da die zuständigen
polnischen Stellen weigerten, dem Deutschen Schulverein die Näume für diese Zwecke
noch weiterhin zur Verfügung zu stellen.

Vierzehn Krankenschwestern deutscher Staatsangehörigkeit,
die bisher in Ostoberschlesien tätig waren, wurde von den polnischen Behörden d i e A u f -

enthaltsgenehmigung in Polen entzogen. Auf Grund dieser Verfügung
mußten die im Johanniterkrankenhaus in Pleß und im evangelischen Waisenhaus in Alt-

dorf tätigen Diakonissen, darunter die Leiterin des Plesser Krankenhaus-seh Schwester
Meta Malike, die während 22 Jahren in treuer Pflichterfüllung auf ihrem Posten
ausgeharrt-hatte, P o l e n v e r l asse n.

Am 7. September berichtete die ,,Kattowitzer Zeitung« von einem neuen polnischen
Vorstoß gegen die Verdienstmöglichkeitender ostoberschlesifchenDeutschen. D r ei V or -

standsmitglieder des polnischen Gasthausangestelltenverban-
des erschienen in mehreren Kattowitzer Lokalen, verlangten die Besitzer zu sprechen und

forderten diese auf, ,,im eigenen Interesse« ihr e d e u t s ch e n A n g est e l l te n so f o r t

zu entlassen. Es braucht kaum hinzugefügtzu werden, daß im Machtbereiche
des Wojewoden Grazynski keine amtliche polnische Stelle glefundenhat, die es für ihre
Pflicht gehalten hätte, dem Treiben dieser deutfchfeindlichen genten entgegenzutreten-

Es sind das, wie gesagt, nur einige Fälle aus einer längeren Liste
polnischer Unterdrückungsmaßnahmen,die im L a u f e z w e i e r W o ch e n i n e i n e r

einzigen Wojewodschaft Polens haben festgestellt werden können!- Diese
Liste reicht, obwohl sie nicht vollständig ist, vollkommen aus, um eine Vorstellung von dem

unerhörten Druck zu vermitteln, dem die deutsche Volksgruppe in Polen ausgesetzt ist.
Um noch einmal zusammenzufassen: Jn dem erwähnten kurzen Zeitraum wurden von

polnischer Seite gegen drei deutsche Volksschulen (in Tariiowitz, Trockenberg und Katto-

witz), gegen zwei deutsche Gymnasten (in Bielitz und Pleß) und gegen zwei deutsche
Kindergärten (in Königshütte und Siemianowitz) Zwangsmaßnahmenergriffen. Und in

vier Fällen wurden größere Gruppen deutscher Arbeitnehmer, und zwar Bauarbeiter,

Zeitungsverkäuferinnen,Gasthausangestellte und Krankenschwestern ihres Deutschtums
wegen aus der Arbeit entlassen, in ihrem Verdienste bedroht, bzro. des Landes verwiesen.
Etwa 70 deutschen Kindern wurden ihre Kindergärtengenommen. Vier deutsche Lehrer
wurden von ihrem Posten entfernt. Fast 700 deutsche Schüler wurden durch die Weg-
nahme ihres Jnternates, durch die Zwangsverweisung in eine andere Schule, durch die

Beseitigung ihrer deutschen Lehrer, bzw. durch die Nichtgenehmigung ihrer Einschulungs-
gesuchegeschädigt.
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Die weißrussischeFrage in Polen
Ein beliebtes IRittel im Kampf der Polen gegen die deutsche Volksgruppe ihres

Landes, deren Polonisierung oft ganz unverhohlen als natürlicher Gang der Dinge und

erwünschtesZiel bezeichnet wird, ist die immer wiederholte Behauptung vom angeblichen
Leidenswegder polnischen Volkssplitter im Deutschen Reich. Dabei kommt man dann

meist mit erstaunlichen Rechenmethoden zu phantastischen Zahlen über die Stärke des

Polentums im Reich, während man die Deutschen in Polen durch gewisse Volkszählungs-
methoden so weit-herunterdrückt, daß man zuguterletzt der staunenden Mitwelt verkünden

kann,·daß auch im gegenwärtigen, verkleinerten deutschen Reichsgebiet fast doppelt
soviel Polen leben wie Deutsche in Polen.

«

Es liegt auf der Hand und kann in diesem Zusammenhang nicht näher erläutert
werden, daß ein Vergleich des etwa -1,2 IRillionen starken Deutsch-
tums in Polen mit den etwa 80000 Polen im Reich nicht nur zahlen-
mäßig ein Unding ist. Vielmehr waren die Deutschenin Polen durch alle Jahr-
hunderte polnischer Geschichte bis heute eine kulturschaffende Schicht, die in

höchstemMaße am Aufbau des polnischen Staates beteiligt war, während von einer

ähnlichen Leistung der Polen in Deutschland nicht gut wird gesprochen werden können.

Ein Vergleich der deutschen Volksgruppe in Polen mit den

polnischen Splittern im Reich ist daher zahlenmäßig und inhalt-
lich sinnlos, und alles, was in dieser Richtung von polnischer
Seite propagandistisch versucht wird, muß als bewußte Irre-

führung bezeichnet werden.

Dagegen dürfte es lehrreich sein, einmal das Schicksal einer Volksgruppe in Polen
anzusehen, die tatsächlichso stark ist, wie die polnische Propaganda behauptet, daß es

die polnischen Volkssplitter in Deutschland seien. Gemeint sind die W e i ß r u sse n.
«

Diese bilden zwar zahlenmäßig eine recht bedeutende Gruppe, stehen
aber in ihrem Kulturstand und politischen Bewußtseinsgrad noch weit zurück. Sie sind
ein norh unentwickeltes, junges Volkstum, das in ähnlich e r L ag e lebt w i e

die Polen vor dem Kriege: aufgeteilt in mehrere Staaten. Man sollte daher
meinen, daß auf politischer Seite für ein solches Volk einiges
Verständnis vorhanden sein müßte und daß Polen diesem Volk das

nicht kawkhkk- Was es für die Polen im Deutschen Reich
fo r d e rt und angeblich nicht im gewünschtenAusmaß erhält. Ein kurzer Blick auf die

Lage des weißrussischenVolkes in Polen mag unter diesem Gesichtspunkt von

Bedeutung sein« ·

Das etwa 10 Millionen starke weißrussischeVolk lebt heute mit etwa 8 Millionen

Menschen in der sogen. »autonomen« weißrussischenSowjetrepublik unter der Knute

des Moskauer Bolschewismus, und smit mindestens 172 Millionen i"n den

Grenzen der Republik Polen. Dazu kommt noch eine Gruppe in der

lettländischenProvinz Lettgclllekhdem Alten ,,Polnisch-Livland«. Die Weißt ussen
selbst geben als höchste Zahl ihrer in Polen lebenden Vplks-
g e n o s s e n LZ M i l l i o n e a n. Nach der letzten polnischen Volkszahlung,
deren Ziffern bekanntlich mit großterVorsicht aufzunehmen sind, wird nur annähernd
1 Million angegeben.

Das weißrussischeVolk ist nicht ohne geschichtlicheTradition. Das alte litauisch-
weißrussischeGroßfürstentum des Mittelalters empfinden sie als ihren alten Staat mit

großer Vergangenheit Erst die U n i o n, o l e n s m i t L i t a u e n brachte diepol-
nische Ueberfremdung und die Polonisierung der adligen Oberschicht
mit Seitdem sind die Weißrussen ein Bauernvolk geworden, das bis
zum Ende des alten polnischen Staates im polnischen Herrschafts- und Kulturbereich

stand und dann bis zum Weltkrieg unter der harten Herrschaft des russischen Zarentums
lebte. Das erste nationale Erwachen und die Ausbildung einer
kleinen Führerschicht begann bereits vor dein Weltkrieg Dieser
brachte aber erst den wirklichen Aufschwung, als die d e u t s ch e e r w a l»tu n g wie

den Polen und Litauern auch den Weißrussen die JNöglichke»it zu volkischer
K u l t u r a r b e it gab. Jn jener Zeit wurde eine verhältnismaßiggroße Zahl von
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Schulen mit weißrussischer Unterrichtssprache gegründet. Der kurze
Traum eines eigenen, 1918 proklamierten Staates verging so rasch, wie er gekommen
war, im Chaos der Bolschewistenkämpfe. Weißriißland wurde zwischen Polen und
der Sowjetunion aufgeteilt-

War die Lage der weißrussischenVolksgruppe in Polen bis 1926 noch einigermaßen
erträglich,so begann seitdem ein immer bewußterer zwangsweiser Abbau' der gesamten
weißrussisrhenKulturarbeit in Polen. Heute kann die Lage der Volksgruppe in Polen
ganz kurz mit der Feststellung gekennzeichnet werden, d a ß e i n a u G r u n d d e r

polnischen Verfassung garantiertes kulturelles Eigenleben nicht
besteht, und daß die geringsten Versuche, die in dieser Richtung unter-

nommen werden, rücksichtslos unterdrückt werden.

Ein weißrussisches Schulwesen gibt es in Polen so gut wie gar nicht.
Von den anfänglich über 300 Volksschulen ist keine geblieben.
Bis vor kurzem bestanden wenigstens noch gut 60 sogen. »weißrussische"Schulen, d.

polnische Anstalten mit Weißrussischin wenigen Stunden als Unterrichtsfach. Von

höheren Schulen blieb allein das weißrussische Gymnasium in LBilna

(Slowacki-Gymnasium) bestehen. Alle Bemühungender Weißrussen, in der letzten Zeit
ein eigenes Schulwesen auszubauen, verliefen ergebnislos. Die vom w e i ß r u s s i s ch e n

K u l t u r i n st i t u t in W i l n a im vergangenen Jahr eingeleitete Aktion für die eigene
Schule, wobei ein amtlich genehmigtes, aber in den Dörfern trotzdem beschlagnahmtes
Plakat verbreitet wurde, führte nur zu neuem Terror der Polizei auf dem Dorfe und

endete mit der Schließung des weißrussischen Kulturinstituts und

all seiner kleinen Stützpunkte auf dem Lande. Eine Million

amtlich zugegebener Weißrussen haben also in Polen keine

einzige Volksschulel Aber auch der Hausunterricht soll unter-

b u n d e n w e r d e n und wird verfolgt. So wurde kürzlicheine harmlose Fibel wegen
eines kleinen Lesestürkes,das Angaben über das weißrussischeVolk enthielt, beschlag-
nahmt. Das Ziel ist klar: völlige Polonisierung der weiß-
r u s s i s ch e n V o l k s g r u p p e. Und es muß zugegeben werden, daß man dabei

konsequent vorgeht-»
»

Nicht viel besser sieht es mit der weißrussischen Presse aus. Es gibt nur

wenige kleine Blätter kirchlichen, landwirtschaftlichen oder literarischen Inhalts. Das

einzige politische Organ, die Wochenzeitschrift»B e l a r u s k a a K r y n i r a« wurde im

Dezember vorigen Jahres gleichzeitigmit der Schließung des Kulturinstituts v e r b o te n.

Sie gewann zwar den darauf folgenden Prozeß und begann wieder zu erscheinen, jedoch
nur bis zur vierten Nummer. Dann mußte sie ihr Erscheinen von neuem einstellen.
Eine Nkillion amtlich zugegebener Weißrussen haben in Polen
keine einzige politische Zeitung!

Kirchlich ist die weißrussischeVolksgruppe gespalten: zu e t w a e i n D r i t t e l

römisch-katholisch, zu zwei Drittel griechisch-orthodox· Dadurch
ist ihr Leben natürlich wesentlich erschwert. Schon äußerlich kommt das darin zum

Ausdruck, daß die Weißrussen in Polen bis heute noch d i e lateinische u n d d i e

i: u s s i s ch - k h r i l l i s ch e S ch r i ft gleichberechtigt nebeneinander verwenden. Daß
das Weißrussentum von der römischenKirche nichts zu erwarten hat, wird für jeden klar

verständlichsein, der die Rolle politischen katholischen Priestertums
im Kampf für die Polonisierung überhaupt kennt. Die wenigen
volksbewußten, weißrussischen Priester, die es überhaupt gibt, sind
entweder nach dem Westen Polens versetzt oder v ö l l i g in ihr e r T ä t i g k e it

g e h e m m t. INerkwürdigerweise ist ihnen jede »politische« Tätigkeit untersagt.
Predigten in der IRuttersprache gibt es nicht und darf es nicht geben.
IRit der orthodoxen Kirche steht es nicht viel besser. Die Priester stehen noch
im Bann russischer Ueberlieferungen, h a b e n sich in ihr e r IN e h r z a h l jedoch
ganz den politischen Zielen des polnischen Staates im Osten
untergeordnet.

-

» , ,

Eigene Wirtschaftsorganisationen besitzen die Weißrussen nicht. Die

bescheidenen Ansätzezu einein eigenen G e n o s s e n s ch a f t s w e s e n wurdenmeist schon
im Keim erstickt. So gibt der völlig verarmte und elend lebende weißrussischeBauer sein
letztes Geld meist deni Juden oder auch den neu aufgebauten, polnischen genossen-
schaftlichen Vereinen.
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So sieht die Lage für das weißrussischeVolk trostlos genug aus: der größte Teil des

Volkes vom Bolschewismus erfaßt und damit dem Moskauer Schreckensregiment aus-

geliefert, der andere Teil in Polen um seine einfachsten Lebensrechte
g e b r a ch t

, vom staatlichen Apparat an jeder Bewegung verhindert, d u r ch K i r ch e ,

Militär und Schule der Polonisierung ausgesetzt, und dabei noch
ganz in den Anfängen eigener völkischerEntfaltung. Aber trotz alledem: es ist e i n

geschlossen siedelndes Bauernvolk, das sich seine Sprache und

Eigenart nicht so leicht nehmen läßt und mehr und mehr zu
p o l i t i s ch e m B e w u ß t s e i n e r w a ch t. So verzweifelt die Lage des Weißrussen-
tums heute auch sein mag, so aussichtslos wird das Ziel des polnischen Kampfes, die

restlose Polonisierung, sein.

Das Heer der Tfchecho-Slowatei
Die Tradition der Legionen

Tschechische und slowakische Soldaten standen während des Weltkrieges an allen

Fronten Oesterreich-Ungarns. Die durch das österreichisch-ungarischeHeer erfaßten
Tschechen wechselten jedoch aus Grund der schon vorher betriebenen und im. Kriege wieder

besonders erstarkten allslawischen Agitation sehr bald in das Lager der Kriegsgegner der

Mittelmächte hinüber. Diese Uebertritte erfolgten einzeln, in kleinen Trupps, aber auch
in geschlossenenVerbänden. Bekannt ist der Uebergang des gesamten österrreichischen
Jnfanterieregiments Nr. 28 (FriedensgarnisonPrag), das schon im Winter 1914s15 diesen
,,Stellungswechsel«zu den Nussen vollzog. Fahnenflucht und Befehls-
verweigerung machten den Wert der tschechischen Bataillone während des Krieges
trotz aller vorsorglichen Maßnahmen schließlichgleich Null. Jn N u ß l a n d aber konnte

aus diesen Ueberläusern, Gefangenen und im Lande ansässigenTschechen schon 4915 ein

tschechisches Schützenregimentaufgestellt werden. 1916 gab es schon zwei kriegsstarke
Negimenter von Tschechen und Slowaken hinter der russischen Front, 1917 bereits eine

ganze Division. Um die Aufstellung dieser Fokmationen bemühte vor allem der

spätere erste Generalstabschef der Tschecho-Slowakei, Fliegergeneral Stefanik.
Jm gleichen Geist der betonten Auflehnung gegen die österreichischeHerrschaft wurde

von 1916 an auf Ersuchen des aus Oesterreich gefliichteten, späteren Staatspräsidenten
Masaryk, die Bildung tschechischer Legionen auch in Fr ankr eich und Jta l i e n

gefördert,nachdem in Frankreich genau so wie in Nußland bereits bald nach Kriegs-
ausbruch aus den ansässigenTsrhechen und Slowaken Freiwilligenbataillone aufgestellt
worden waren. Ende 1917 anerkannte Poincarå als französischerStaatspräsident offiziell
die Existenz einer tschechischenArmee, eines Heeres ohne Staat. Die Offiziere dieser freiwilligen
Legionen setzten sich aus den Führerkreisender panslawistischen Bewegung des ,,Sokol«

zusammen. Jn Jtalien standenEnde 1918 sechs tschecho-slowakischeLegionenzum Einsatzgegen
die Mittelmächte bereit. Jnsgesclmk kann Mcm die Stärke der tschechischenLegionen, also

-dkk Vorläufek des jetzigen Heeres, mit rund 100 000 Mann ansetzen; ihre Verluste
betrugen knapp 5 000 Nkannl Ihre militärischenLeistungenwaren ohne Bedeutung.

Nichts desto weniger ist die Legionärstraditionim heutigen tschechischenHeere sehr stark.
Das Offizierskorps setzt zu rund 35 v.H. aus alten Legionären zusammen· Die

rein repräsentativeTruppe der Burgwarhe auf dem Hradschin zu Prag trägt, mit je einem

Zug, die Uniformen der einstigen Legionen in Nußland,Frankreich und Italien. Aermel-

winkel auf den Uniformen erinnern des weiteren an die Legionärszeit,wobei ein Winkel

immer ein Jahr Legionszugehörigkeitanzeigt. Aus dem -Stamm der Legionen, die aus

Frankreich und Italien 1918 und 1919, aus Nußland und Sibirien, wo sie unter ihrem
»Generalissimus«Gayda eine äußerst fragwürdige Rolle gespielt hatten, zurückkehrten,
wurde in Stärke von drei Divisionen der Grundstock der neuen Armee der tschecho-
flowakischenNepublik gebildet. Eine f r a n z ö s i s ch e M i l i t ä r m i o n unter

General NIittelhauser, der gleichzeitig Chef des tschecho-slowakisehenGeneralstabes war,

führte gemeinsam mit den Legionen und den Sokolverbänden deren Aufstellung durch.
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Wehrverfassung, Heeresstärke und Grenzzonen
Die Grundlage der tschecho-slowakischenWehrverfassung bildet das Wehrgesetz

vom 19. März 1920 nebst seinen späteren Abänderungen und weiteren Wehr-
vorschriften. Die Republik hat die allgemeine Wehrpflicht eingeführt,die sich in die aktive

Dienstpflicht und in den Dienst in der I. und II. Reserve, bzw. neuerdings auch Ersatz-
reserve, gliedert. Jeder Wehrpflichtige ist mit dem 20. Lebensjahr gestellungspflichtig.
Die Dienstzeit, die früher 18 bzw. 14 Monate betrug, wurde ab Dezember 1934 auf
zwei Jahre heraufgesetzt. Die Zugehörigkeitzur I. Reserve dauert bis zum 40. Lebens-

jahr, zur II. Reserve bis zum 50. Die im Jahre 4928 nach altem österreichischenVorbild

aufgestellte Ersatzreserve erfaßt die Wehrpflichtigen vom 20. bis zum 50.Lebensjahr,
denen Wehrerleichterungen zustehen. Jhre Ausbildungszeit beträgt fünf Monate. Dar-
über hinaus besteht eine isjährige Hilfsdienstpflicht, welche die Altersklassen vom 17. bis

zum 20. und vom 51. bis zum 60. Jahre erfaßt.
Man rechnet derzeit mit einer Friedensstärke des tschechischen Heeres

von rund 200000 foizieren, Unteroffizieren und IRannschaften
und unter Einschluß der ausgebildeten Reserven usw. mit einer möglichenKriegs-
stärke von rund 2 Millionen Mann! Die Zusammensetzungdes Friedens-
heeres nach Natio n alitäten ergibt ein recht interessantes Bild, da n ur 52 v.
der Wehrmachtsangehörigen Tschechen, dagegen 22’v.H. Deutsche,
15 v. Slowaken, 5 v. Ungarn, 4 v. Ruthenen und 2 v. Sonstige sind. Unter

diesen Umständenist es kein Wunder, daß die Haltung und Einsatzfestigkeit der Truppen
eine durchaus verschiedene ist; vom «Preußen« bis zum slowakischen Bürgerwehrler å la
1848 ist alles vertreten.

Außer dem natürlichen Grenzschutz,den die Gebirgszüge bieten, verfügt die Tschecho-
Slowakei, wenn man von einigen gänzlichveralteten Ueberbleibseln aus der österreichischen
Zeit absieht, über keine Festungen. Das Staatsverteidigungsgesetz
vom Mai 1936 steht deshalb u. a. vor, daß nach dem Muster der französischen
Maginot-Linie ein «Festungswall nach dem Vorbild des französischen
Festungsgürtels an der deutschen Grenze« geschaffen werden soll. Es ist
eine ,,Grenzzone«und eine ,,befestigte Zone« geschaffenworden. Die erstere umfaßt einen

25 Kilometer breiten Landstreifen längs der Staatsgrenze, die zweite wird nach Umfang
und Ausdehnung von der Militärverwaltung jeweils bestimmt. Praktisch ist damit

annähernd die Hälfte des gesamten Staatsgebietes erfaßt. Durch
die Tatsache, daß diese Grenzgebieteüberwiegendvon den nichttschechischenVolksgruppen
bewohnt werden, in der Hauptsache vom sudetendeutschen Bevölkerungsteil, hat man

hiermit gleichzeitigdem tschechischenStaatsvolk eine gewaltige volkspolitische IIIaffe in

die Hände gespielt; denn fast das gesamte, von Deutschen bestedelte Gebiet des Staates

steht auf Grund dieses Gesezes
unter einem Ausnahmerecht, das der Militärbehörde die

INöglichkeitjedes beliebigen ingriffs in Grundbesitz, Wirtschaft und persönlicheFreiheit
e iattet.g sDiein österreich-ungarischerZeit erbauten, in Böhmen und Mähren-Schlesten in der

Hauptsache in nord-südlicherRichtung verlaufenden E i s e n b a h n l i n i e n weisen im

Hinblick auf die militärischenBedürfnisse zur Zeit noch immer beträchtlicheMängel auf.
Erst die Vollendung des im Gang befindlichen Ausbaues von Ost-Westverbindungen paßt
das Eisenbahnnetz den neuen strategischenBedürfnissen an. Besondere Bedeutung wird

hierbei der zur Zeit noch im Bau befindlichen zweigleisigenOst-Westlinie zufallen, die im

Jnnern des Landes durch das Tal der Berwa, eines Nebenflusses der Altarsch, über die

TBeißkarpathenführt.

Gliederung des Heeres, Luftflotte
Die tschecho-slowakischeArmee ist in 4 L a n d e s m i l i t ä r k o m m a n d o s eingeteilt,

die in Prag für Böhmen, in Brünn für Nkähren und Schlesien, in Preßburg für die

westliche und in Kaschau für die östlicheSlowakei und Karpathenrußland befinden. Den

Landesmilitärkommandos unterstehen die 7 A r m e e k o r p s des Heeres, die die grund-
legende Einheit bilden. Die Organisation dieser Armeekorps ist zur Zeit noch im Um-

bezw. Aufbau begriffen. Vorgesehen sind für ein Armeekorps 2—3 Jnfanteriedivisionen
mit je 2 Jnfanteriebrigaden zu je 2 Jnfanterieregimentern, ferner 1 leichten und 1 schwe-
ren Artillerieregiment; dazu kommen die Korpstruppen, Kavallerie, Panzertruppen, tech-
nische Truppen, Kraftfahrverbände usf. Jn der letzten Zeit scheint die Entwicklung der
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Division jedoch auf den Bestand von nur 3 Jnfanterieregimentern hinzugehen. Da die

tschechischeArmee zum Teil aus Nahmen-Formationen besteht, sind die Negimenter, Di-

visionen usw. nie auf voller Stärke. Bei diesen Nahmen-Formationen sind nur die

Stämme von Offizieren und Unteroffizieren sowie das Büropersonal vorhanden, während
die Neservemannschaften in den Uebungszeiten die Reihen ausfüllen. Waffen und Geräte

dieser Formationen sind in den Zwischenzeitengelagert.
Besondere Bedeutung kommt im Heere der L u f t f l o t t e zu. Das völlig neugebildete

Fliegerkorps stiitzte sich anfangs, abgesehen von den Nesten der alten österreichischen
Fliegerschule in Eger und des Flugplatzes Gbely bei Prag, auf eine Ueberweisung der

Franzosen aus dem Jahre 1919, die mit ihren 115 Flugzeugen die Aufstellung der ersten
Fliegerstaffeln ermöglichte. Nach Schaffung eines Kommandos der tschechischenLuft-
streitkräfte im Jahre 1920 und der Verlegung der Zentral-Fliegerschule nach Proßnitz,
nahm die Entwicklung der Luftflotte einen gewaltigen Aufschwung. Heute bestehen bereits

7 Fliegerregimenter mit einem Bestand von rund 1500 Flug-
zeugen und einem Personal von etwa 10000 INann. Es gibt 18 Friedens-
flughäfen, zu denen im Ernstfall solche der .Gendarmerie, der zivilen Fliegerei, der

Fabriken usw. gesellen. Daß die Heeresleitung im Kriegsfall praktisch mit einem Bestand
von etwa 150 verwendungsbereiten Flughäfen rechnen kann, zeigt, daß sie auf den Einsatz
der Luftstreitkräfte befreundeter Staaten auf tschecho-slowakischemBoden vorbereitet ist.

Als Kuriosum sei erwähnt, daß die Tschecho-Slowakei auch über eine Marine

verfügt. Da das Staatsgebiet nämlich zwischen Preßburg und Szob an die Donau

grenzt, unterhält man auch eine D o n a u f l o t t i l l e , die aus dem Monitor »Masaryk«
von 200 Tonnen mit 7,5 cm Geschützenund Maschinengewehren, 2 Flußkanonenbooten
und etwa 20 weiteren Fahrzeugen (Patrouillen-, Wach-, Schlepp-, Minenleg- und Almen-

suchbooten) besteht.
«

Motorisierung, Rüstungsindustrie

Die Moto risieru n· d es H e e re s macht erhebliche Fortschritte. Die schwere
und die mittlere Artillerie Endvollständig, die leichte Artillerie, Fuhrpark usw. zum Teil

motorisiert. Dasselbe gilt für die technischen Truppen, wie Flak, Pioniere, Train
An Panzerwagen-Negimentern bestehen drei nach französischemMuster. Hand in Hand
mit dem Ausbau der militärischen IRotorisierung geht die Umbildung des zivilen Kraft-
fahrwesens, wobei besonderer Wert auf eine möglichstgroße Anzahl an guten Risikme
wagen gelegt wird, die als »stilleReserve« für den Ernstfall bereitsteht.

Die hochentwickelteNüstungsindustriedes Landes gewährleistet eine einheitliche und
neuzeitlicheBewaffnung und Ausriistung des Heeres. Die Nüstungsindustrieist in der Lage,
den Bedarf der Feldarmee auch fiir die Dauer eines langen Krieges zu decken. Ihr-Mittel-
punkt sind die ehemals österreichischenSkoda-Wekke in Pilsen, die in Pkag, Brünn, Olmütz,
Ostrau und weiteren Orten Tochterwerkeunterhalten, deren Aktien sich allerdings zu
60 v. in den Händen des französischenRüstungskonzernsSchneider-Creuzot befinden,
während je 20 v. im Besitz des tschechischenStaates und einer tschechischenBank sind.
Außer den Skoda-Werken dient noch eine Reihe weiterer Fabriken der Herstellung von

Kriegsgerät. Die TschechwSIPwakciist in der Lage, Waffen, INunition und Heeres-
bedarf (vor allem nach Rumanien) zu exportieren. Die Umstellung weiterer Fabriken
auf Kriegsbedarfserzeugung ist im Rahmen der wirtschaftlichen Mobilmachungvorbereitet.

Militärische Organisationen und Jugendausbildung

Dem tschecho-slowakischenHeere stehen Verbände und Vereine mit mili-

tä r i s ch e m C h a r a k t e r zur Seite; deren Aufgaben sind Wehrerziehung, vor-

militärischeAusbildung, Militärhilfsdienst,Erhaltung soldatischen Geistes und Könnens,

Erfassung der Zivilbevölkerungzum Hilfsdienst Usw. Der Sokol, der währenddes

Kriegesmaßgebendzur Aufstellung der tschechischenLegionenbeitrug, umfaßt einschließlich
seiner Frauen- und Jugendgruppen etwa 800 000 Mitglieder. Wehrsport, Ausbildung mit

der Waffe- Geländeübungen usw. befähigen die Sokol-9Nitglieder, im Kriegsfall den

Grenzschutzzu verstärken, Bahn-, Brücken- und Anlagenschutzzu übernehmen,während
die Frauenabteilungen im zivilen Luftschutz,im Samariterdienst, im Nachrichtenwesen usw.
ausgebildet werden.
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Der klerikal ausgerichtete ,,Orel«, der Schützenverband, die Nationalgarde, die

Masaryk-Flugliga und Reitervereine vervollständigendiese »zivile Armee«, die die prak-
tische Grundlage für ein Gesetz zur Wehrerziehung des Volkes abgibt, das beide

Geschlechter vom schulpflichtigen Alter bis zum 30. Lebensjahr erfassen soll-

Zusammenfassung

Trotz kommunistiseher Zersetzungsbestrebungen und geringer faschistischer Gegen-
strömungen ist es im allgemeinen gelungen, die tschechischeArmee von der Politik fern-
zuhalten. Durch die neueingeführtezweijährigeDienstzeit wird eine gründlicheAusbildung
der Truppe ermöglicht. Jm Verein mit der ständig betriebenen Verbesserung der

Bewaffnung und Ausrüstung und bei dem Einsatz hoher Geldmittel für militärische
Zwecke erscheint die Tschecho-Slowakei als eines der militärisch hochgerüstetenLänder.

Grundfalsch aber wäre es, den Kampfwert der Nationaltschechen im Rahmen ihres
eigenen Heeres nach den mangelhaften Leistungen abzuschätzen,die sie während des

Weltkrieges als Soldaten der ihnen verhaßten österreichisch-ungarischenArmee voll-

bracht haben. Joh. von Kunowski.

Osiland-Chronik

,,Abbruch der diplomatischen Beziehungen«
Der nationaldemokratische »Warszawski

Dziennik Narodowy« hat im Verlauf
seiner fortgesetzten Hetze gegen das Deutsche
Reich und die Freie Stadt Danzig in seiner
Nummer vom 2. September die Ab-

berufung des polnischen Botschafters in

Berlin verlangt. Das Blatt hat in diesem
Zusammenhange betont, daß die portu-
giesischeRegierung ihren Prager Gesandten
»aus einem sehr viel geringeren Grund«
zurückgezogenhabe.

Deutschfeindlichkeit ist Trumpf
Der Hauptschriftleiter des Wilnaer

,,Slowo", Cat-Markiewiez, hat
in einem seiner letzten Artikel gegen die auch
von der polnischen Regierung befolgte
Taktik, durch eine Verschärfung des

Druckes auf die deutsche Volksgruppe eine

Erweiterung der Vorrechte der polnischen
Volkssplitter in Deutschland zu erzwingen-
gewandt. Mackiewirz ist darüber im

Klaren, daß er mit dieser Meinung in

Polen allein steht und daß selbst seine
engsten politischen Freunde unter den

Konservativen anderer Auffassung in der

Frage der Behandlung der deutschen Volks-

gruppe sind. Er spricht hierüber am

Schluß seines Artikels; und den Leuten in

Deutschland, die der Hoffnung auf
irgendwelche freundschaftlichen polnischen
Regungen gegenüberDeutschland hingeben,
seien seine Sätze zur besonderen Beachtung
empfohlen: »Ich weiß, daß ich meiner
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eigenen Popularität und der meines Blattes

schade, daß ich geradezu gegen die Inter-

essen jener politischen Gruppe handle, die

ich repräsentiere. Die Deutschen sind
in Polen unpopulär. . . Des-

wegen wendet sich die Zu-
neigung der Oeffentlichkeit
nicht dem zu, der das Verhält-
nis zu Deutschland bessern
will, sondern dem, der die

Deutschen beschimpft. Aber einer

muß für unsere Politik verantwortlich
fühlen; e i n e r muß den politisch nicht
immer klugen und vom internationalen

Standpunkt nicht immer nützlichenStrö-

mungen der Oeffentlichkeit entgegenstellen.
Wenn das der Außenminister
n ich t tu t und auch nicht die Zeitungen,
die mit ihm in Fühlung stehen, dann muß
dies die unabhängige Presse besorgen. Jch
erachte die Vergeltungsmaßnahmengegen
die deutsche Minderheit als fehlerhaft und

schädlich,sowohl aus innen- als auch aus

außenpolitischenGründen.«

Von Haus und Hof vertrieben

Der deutsche Bauer Andreas

Liedtke in Lindenwerder (Kreis
Kolrnar) ist kürzlichmit seiner Familie von

seinem etwa 28 IRorgen umfassenden Besitz
v e r a g t worden« Für den ganzen Besitz
hat Liedtke, der seit 1923 auf dem Hof saß,
infolge Geltendmachung des Vorkaufs-
rechtes durch den polnischen Staat auf
Grund eines Gerichtsurteils im Jahre 1926



aber nicht als dessen Eigentümer anerkannt

wurde, alles in allem 7 50 Zloty
(= 360 erhalten. Wie bei der Be-

messung des Kaufpreises verfahren worden

ist, läßt aus einigen Zahlen entnehmen;
bei der Abschätzung,die der Exmission vor-

ausging, sind z. B. ein Pferd mit 38 Zloty,
ein Wagen mit 10 Zloty und ein Posten
von 5 000 Ziegeln Torf gleichfalls mit

10 Zloty eingeschätztworden. Wieder hat
also der polnische Staat einen deutschen
Bauern von seinem rechtmäßigerworbenen

Grund und Boden verdrängt und ihm sein
Hab und Gut zu Gunsten eines ,,zuver-
lässigen«Polen (man kann es kaum anders

nennen) gestohlen.

Haussriedensbruch
Am 21. August drangen zwei Polen,

unter ihnen der Ortsgruppenleiter des All-

polnischen Verbandes, Smieszek, in B i s -

marckhütte in die Wohnung des

deutschen Volksangehörigen
August Jeschonek ein, nachdem sie
die Wohnungstür eingedrückthatten. Sie

stießen die kranke und teilweise gelähmte
Frau Jeschoneks, die allein in der

Wohnung befand und den Eindring-
lingen entgegenzustellenversuchte, zu Boden,

zerschlugen das Küchengeschirr
und die Spiegel, befchädigten
Tische, Stühle und Schränke,

rissen die Borhänge herunter
und nahmen sie mit. Der genannte Smieszek
war, als er in die Wohnung einbrach, mit

einem langen Messer bewaffnet und schrie:
,,Dieser German muß heute
ermordet werden !" Als die Frauen
des Hauses zusammenliefen,um diehilflose
Frau Jeschonek vor den Nohhetten

»

der

polnischen Vereinsbanditen zu schutzen,
ergriffen die Täter die Flucht. Jeschonek,
auf dessen Wohnung bereits im Jahre 1929

einmal ein ähnlicher Ueberfall verübt

worden war und dessen Frau jetzt schwer
nervenleidend darniederliegt, hat gegen die

beiden Polen Strafanzeige er-

st a t t e t.

Grobe Pflichtverletzung gerichtlich
sanktioniert

Vor einiger Zeit wurden 1 3 d e u t f ch e

Arbeiter der Friedenshütte
ihrer deutschen
Wegen entlassen. Der Betriebsrat,
der seit den letzten Wahlen dank einer

gegen das Strafgesetzbuch verstoßenden
Wahlfälschungausschließlichaus polnischen
Elementen zusammensetzt, lehnte es ab,
gegen die den guten Sitten widersprechende

Gesinnung «.

Entlassung Einspruch zu erheben, wie es

seine gesetzlichePflicht gewesen wäre. Und

zwar tat er das mit der ausdrücklichenBe-

gründung, daß er deutsche Arbeiter nicht
in Schutz nehmen wolle. Daraufhin erhoben
die entlassenen Arbeiter gegen die Mit-

glieder des Betriebsrates K la g e w e g e n

pflichtwidrigen Verhaltens
und auf Bezahlung jener Ent-

schädigung durch den Betriebs-

rat, die ihnen vom Schlichtungs-
ausschuß hätte zugesprochen
werden müssen, wenn der Betriebs-
rat pflichtgemäßihre Interessen vertreten

hätte. Der Prozeß wurde vom Kattowitzer
Bezirksgericht zweimal vertagt. Am

10. September endlich wurde das Urteil

gefällt. Das Gericht wies die Klage der

deutschen Arbeiter kostenpflichtig ab. Das

bedeutet, daß ein polnisches Gericht eine

grobe Pflichtverletzung eines Betriebsrates

sanktioniert, wenn es sich bei den Ge-

fchädigten um deutsche Volksangehörige
handelt, und daß deutsche Arbeiter, die ein

polnisches Gericht in Anspruch nehmen,
nicht nur nicht um ihr gutes Recht betrogen
werden, sondern obendrein noch die Kosten
des Verfahrens (im vorliegenden Falle je
Mann 150 Zloty) aufbringen müssen! —

Gleichfalls in der Friedenshütte ereignete
sich folgender Fall: Die Gewerkschaft
deutscher Arbeiter hatte beim

Demobilmachungskommissar gegen d i e

Entlassung 20 deutscher Ar-

beiter Einspruch erhoben, wie bei der

allgemeinen Deutschseindlichkeit in Polen
von vornherein zu erwarten war, ohne
Erfolg. Die Abweisung des Einspruches
wurde in folgender Weise begründet:Durch
die Entlassung der 20 Deutschen sei die

Belegschaft nicht vermindert worden, da

zu gleicher Zeit ebenso viele
andere (natürlich polnische)
A r b e i te r von der Friedenshütte e i n -

gestellt worden seien. Den Hinweis
darauf, daß die neuen Kräfte nur auf täg-
liche Kündigungeingestellt worden sind, tat-

sächlich also doch eine Verringerung der

st ä n d i g e n Belegschaft vorliegt, ließ der

Demobilmachungskommissar in seiner Ent-

scheidungnicht gelten.

14 deutsche-Fischerfamilien ausgewiefen

Nachdem die Halbinsel Hela zum

militärischenSperrgebiet erklärt worden ist,
sind die polnischen Behörden nunmehr an

die Räumung des Gebietes gegangen. Im

Zuge dieser Aktion sind 1 4 r e i ch s -

deutsche Fischerfamilien aus

dem Sperrbezirk ausgewiesen
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worden. Die Familien haben, da ihnen in

Polen keine entsprechenden Wohn- und

Arbeitsplätze angeboten wurden, Ende
August Polen verlassen. Zum Teil
sind sie mit Hab und Gut auf ihren Fisch-
kuttern zur benachbarten deutschen Ostsee-
küstehinüber gesegelt. Die übrigen sind von

Zoppot aus mit dem Seedienst Ostpreußen
nach Binz auf Nügen gebracht worden, von

wo sie in die ihnen zugewiesenen neuen

Heimatorte begeben haben. Beim Abschied
der deutschen Familien von Hela haben
erschütterndeSzenen abgespielt.

Ein abgekartetes Spiel
Das Wolhynische Schulkuratorium hat

die deutschen Privatschulen in

Neu-Podajre, Gliniszcze und

Alt-Zapust geschlossen. Die

Schließungdieser drei Schulen wird damit

begründet,daß sie den baulichen Anforde-
rungen des Gesetzes über die Privatschulen
vom M. März 1932 nicht entsprechen.
Dazu ist zu bemerken, daß in allen drei

Fällen bereits seit länger als einem

Jahr Gesuche um Bestätigung
der Baupläne bei der Wojewod-
schaftsbehörde liegen, bisher aber noch nicht
beantwortet worden sind. Jm Falle
Gliniszrze ist gegen die Schließungsofort
Berufung beim Ku l tu s m i n i st e r ein-
gelegt worden· Der Minister aber hat es

nicht für nötig gehalten, die Berufung zur
Kenntnis zu nehmen. Die drei geschlossenen
Schulen wurden von 130 deutschen
K i n d er n b e s u ch t. Dasselbe hinter-
hältige Verfahren wie gegen die drei«

erwähnten Schulen scheinen die Polnischen
Behörden auch gegen d i e d c u t r-

Privatschule in Luck anwenden zu
wollen. Auch in diesem Falle sind bereits
vor längerer Zeit die Pläne für einen Neu-
bau der Schule bei der Bauabteilung der

Wojewodschaft eingereicht, von dieser aber

auf Anregung des Schulkuratoriums abge-
lehnt worden. Die polnische Lllkethode
also die: das Schulkuratorinm wünscht,
offensichtlich auf Anweisung des Kultus-

ministeriums, die deutschen Schulen zu
schließen,und stellt fest, daß die Schul-
gebäude unzureichend sind. Wenn dann

aber Pläne für Neu- oder Umbauten ein-

gereicht werden, lehnt die Bauabteilung der

Wojewodschaft, dem Wunsche der Schul-
abteilung entsprechend, die Baupläne ab

oder schiebt ihre Erledigung so lange hin-
aus, bis die Schulabteilung die deutschen
Schulen gesperrt und die deutschen Kinder
in die polnischen Schulen gepreßt hat. —

Jn Nezyszrze in Wolhynien sollte vom

ig. bis 26.August ein Fortbildungs-
kursus für die Lehrer der deut-

schen Privatschulen stattfinden.
Das Gesuch um Genehmigung ist vom

Schulkuratorium nicht b e a n i w o r t et

worden.

Hatten-Czapski -I«
Am 9. September starb in Posen im

86.Lebensjahr Graf Bogdan Hutten-
Czapski. Der Verstorbene war einer

jener einflußreichenPolen, die unter dem

IRantel der ,,Loyalität« (ob gewollt oder

ungewollt, mag dahingesiellt bleiben) der

Politik des Deutschen Reiches großen
Schaden zugefügt haben. Hatten-Czapski
war vor dem Kriege Mitglied des Preu-
ßischen Herrenhauses und Schloßhaupt-
mann von Posen. Während des Krieges
spielte er als NZittelsmann zwischen dem

Deutschen Generalkonsulat Warschau und

dem polnischen Negentschaftsrat eine

wichtige Rolle. Seine vor etwa zwei
Jahren erschienenen Lebenserinnerungen
bieten ungemein interessante Einblicke in

die zwiespältige Kulissenarbeit der polni-
schen Politik.

Bücher über den Osten
Geschichte Ost- nnd Westpreußens. Von

Bruno Schumacher. Gräfe und Unser
Verlag, KönigsberngL 1937. 294 Seiten.
— Der Verfasser hat mit diesem umfang-
reichen Werk wohl die brauchbarste Geschichte
der preußischenLande geliefert, die sich von den

anderen Werken über dieses Thema in zwei-
facher Hinsicht vorteilhaft unterscheidet Einmal

beschränkt sich die Darstellung nicht, wie es

sonst meist der Fall ist, auf einen beschränkten
Zeitabschnitt, etwa die Zeit der Ordensherrschaft,
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sondern sie umfaßt von der Vorzeit bis in die

Gegenwart hinein den gesamten Ablauf des

preußischen Schicksals, behandelt also auch die-

Zeitabschnitte, deren Geschehen sonst leicht als

im Vergleich zur Ordenszeit nebensächlichab-

getan wird. Sie lehrt damit, daß Preußen-
auch in den Zeiten, in denen es im Schatten
größerer Ereignisse gestanden hat, niemals aus-
gehört hat, ein deutscher Vorposten zu sein und

eine Rolle im gesamtdeutschen politischen und

geistigen Leben zu spielen. Und zweitens ist es-



der besondere Vorteil des Werkes, daß es Ost-
und Westpreußen, trotz zeitweiliger staatlicher
Trennung, als eine gewachsene Einheit zweier
Landschaften betrachtet, die ihre schicksalhafte
Zusammengehörigkeitder gestaltenden und ver-

bindenden Kraft deutschen Volkstums ver-

danken. Der Gedanke dieser durch die ger-

manisch-deutsche Gemeinsamkeit bedingten Ein-

heit Ost- und Westpreußens zieht sich durch
das ganze Buch, das durch das Gewicht der

geschichtlichen Tatsachen, die es beschreibt, einen

wertvollen Beitrag zur wirksamen Vertretung
der deutschen Belange iin Nordosten darstellt.

OELK-

Geschichte der ostdeutschen Kolonisation.
Von Rudolf Kötzschke und Wolfgang
Ebert. Bibliographisches Jnstitut AG.,
Leipzig 1937. 251 Seiten. Mit Karten·
— Der bekannte Leipziger Historiker Kötzschke
hat den ersten, die Landnahrne darstellenden Teil
und sein DNitarbeiter Ebert den zweiten, die

Siedlungsgestaltung im Gebiete der ostdeutschen
Kolonisation behandelnden Teil des vorliegen-
den Werkes verfaßt. Die Arbeit umfaßt sowohl
den nördlichen wie den südlichen Osten. Die

Darstellung reicht von den Anfängen der deut-

schen Wiederbesiedlungdes Ostens bis in die

Gegenwart hinein. Es wird also nicht nur der

Großtat der mittelalterlichen Ostkolonisation,
sondern auch der späteren deutschen Siedlungs-
tätigkeit im Osten, die weniger der Gewinnung
neuen Volksbodens als dem Ausbau, der

Festigung und der Verteidigung des im Mittel-

alter besiedelten Bodens gedient hat, die ihr im

Gesamtbild der deutschen Geschichte zukommende
Beachtung zuteil. Klar und einprägsam arbeitet

Kötzschkein seiner aus der Fülle eines über-

legenen Wissens geschöpftenArbeit die gemein-
samen Merkmale, aber auch die zeitlichen und

landschaftlichen Unterschiede der Siedlungsvor-
gänge heraus. Es ist die im vollen Umfang
erfüllte Absicht des Verfassers gewesen, eine
wissenschaftlich fundierte, zugleich aber allgemein
verständlicheGeschichte der deutschen Ostsiedlung
zu schreiben. Sein Mitarbeiter Ebert hat das im

geschichtlichen Teil Gesagte durch interessante
Studien über die dörflicheund stadtische Sied-

lungsgestaltung ergänzt. Die Umgestaltung des

Landschaftsbildes, die Entwicklung der Dorf-
und Stadtfornien, der Flureinteilung usw. ini
Zuge der deutschen Ostkolonisation finden in

diesem Teil des Werkes ihre besondere,Beleuch-
tung. Durch 40 Kartenskizzen, die typische Bei-
spiele der verschiedenen Siedlungsformen zeigen,

wird der Text anschaulich erläutertt Besonderes
Jnteresse verdient auch eine Karte der ,ost-
deutschen Städtegründungen. Ein unifangreicher
Literaturnachweis bildet den Abschluß des dank-

bar zu begrüßenden Werkes. DITK

Rufendes Land. Dichter der Bayerischen
Ostmark Von Hardy Schmidt. Deutscher
Volksverlag G. m. b. H., München 1937.

199 Seiten. Preis Leinen 5,——NM. —- Der

Bearbeiter dieses Buches, der noch vor dessen
Erscheinen als Angehöriger der deutschen Luft-
Waffe tödlich verunglückte,hat seiner Heimat
und ihrer Dichtung mit dem Buche ein schönes

«

Denkmal gesetzt. Gar mancher wird von der

großen Zahl befähigter Dichter überrascht
sein, mit der die zumeist als arm und zurück-
geblieben bekannte Bayerische Ostmark das

literarische Schaffen des heutigen Deutschland
bereichert. Dichter, deren Namen weit über

die Grenzen ihrer engeren Heimat bekannt sind,
sind mit Beiträgen in diesem Sammelwerk

bayerischer Ostmarkendichtungen vertreten: Die-

trich Erkart, Hans Carossa, Johannes Linke,
Heinz Schauwerker, Franz Schrönghamer-Heim-
dal, Kuni Tremel-Eggert, Hans Watzlik und

Anton Wurzer, weiter Franz Johann Biersark,
Ludwig Dilling, Georg Britting, Pieps Dengler,
Hans Glenk, Hans Raithel, Gottfried Kölwel,
Benedikt Lochmüller und Florian Seidl. Sie
alle zeugen in ihren Erzählungen und Gedichten
für die immer wieder überraschendeSchönheit
dieses deutschen Landes und die urwüchsig-auf-
rechte Art ihrer Bewohner. Es sind nicht, wie

es häufig in solchen Sammelwerken der Fall zu

sein pflegt, zufällige und abgerissene Proben
aus dein Schaffen verschiedener Dichter, sondern
reife und abgeschlossene, in ihrer Vielseitigkeit
doch auf einander abgestimmte Erzählungen und

Verse, die dieses Buch enthält. Der Band ist
dem Gedenken des Vaters der Bayerischen Ost-
niark, dem verstorbenen Gauleiter Hans
Schemm, gewidmet, von dessen Bekenntnis

zum Grenzland ein Beitrag aus seiner eigenen
Feder und ein Aufsatz von Heinrich Friedinann
sprechen. Das Buch enthält mehr als 20 gute

Zeichnungenund Schnitte. DK;K·

Das Deutschtum in Galizien (Kleinpolen).
Ein Bildband. Unter Mitwirkung von L.

Schneider-Lembergbearbeitet und herausgegeben
von Viktor Kauder. Verlag Günther
Wolfs, Plauen i.V. 1937. 65 Seiten. Eine
Karte der deutschen Siedlungen in Galizien von

Walter Schwarzl. Preis kart. 3,——RM. —

Der vorliegende Band ist als Teil 2 des Bild-
werkes »Das Deutschtum in Polen« erschienen.
Ein noch wenig bekannter Zweig des östlichen
Auslandsdeutschtums wird durch die 55 Bilder
dieses Bandes dem Neichsdeutschen näher ge-
bracht. Die Bilder behandeln naturgemäß in

erster Linie das gegenwärtige Deutschtum des

Landes. Doch erinnern einige Bilder, die Werke
der deutschen Meister Veit Stoß, Heinrich
Parler, Hanus Scholz und Johann Pfister
wiedergeben, auch an die große geschichtliche
Vergangenheit des Deutschtums in diesem
Lande. Die deutschen Menschen Galiziens,
die Anlage ihrer Dörfer und die Bauart ihrer
Bauernhäuserwerden in einer ganzen Reihe von

Bildern veranschaulicht. Bilder von deutschen
Schul- und Genossenschaftsgebäuden,von· den

berühmten ZöcklerschenAnstalten in Stanislau
und von der Bauernhochschule in Dornfeld
weisen auf das kulturelle und organisatorische
Leben des galizischen Deutschtums hin. Andere

erzählen davon, wie sich die Bewohner der

ärnieren deutschen Waldkolonien durch Korb-

flechterei, Hausweberei, Holzschnitzerei usw.
einen Nebenverdienst geschaffen haben. Jedes
der Bilder ist mit einem kurzen erläuternden
Text versehen (hier wäre es in einigen Fällen
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nützlichgewesen, hinzuzufügen,auf welche Zeiten
sich die angeführten statistischen Angaben be-

ziehen). Dem Ganzen sind einige Seiten Text
vorangesetzt, der in kürzestervorbildlicher Form
das Wesentliche über das mittelalterliche
Deutschtum sowie über die Entstehung und den

gegenwärtigen Stand der heutigen deutschen
Volksgruppe Galiziens mitteilt. Als erstes
Bildwerk dieser Art verdient der vorliegende
Band Beachtung und Verbreitung. Für die

nächste Auflage bittet der Verlag um die Ein-
sendung einschlägigerLichtbilder. Dr.K.

Unter fremder Fahne. Erlebnisse eines

Deutschen aus Nußland. Von Edgar
Stahff. Verlag für Volkstum, Wehr und

Wirtschaft GmbH., Berlin 1936. 262 Seiten.
— Ein Nußlanddeutscher erzählt in diesem
Buche seine Erlebnisse als russischer
Soldat. Von Dorpat, wo er studierte, zur
Automobillehrkompanie in Petersburg einge-
zogen, kommt er in die panslawistische, deutsch-
feindliche Atmosphäre hinein, die in den letzten
Jahren vor dem Kriege in zunehmendem Maße
die russische Armee und die russisrhe Gefellschaft
erfassen. Die ganze Tragik des auslanddeutschen
Schicksals aber lernt er erst kennen, als der

Krieg ausbricht, als cr die Ausbrüche eines
brutalen Deutschenhasses erlebt, als sich eine

Flut von Verleumdungen, Schikanen und

Gewalttätigkeitenüber die Deutschen des Zaren-
reiches ergießt, und als ihn selbst der Zwiespalt
von Volk und Staat in innere Konflikte stürzt.
Er erkennt, daß der Krieg nicht gegen den

deutschen Staat allein, sondern gegen alles
Deutsche schlechthin geführt wird; und aus

dieser Erkenntnis reift in ihm der Entschluß,
als russischer Soldat seinem Volke zu dienen.

Hierzu hat er als Angehöriger einer technischen
Truppe dank der beispiellosen Mißwirtschaft,
Desorganisation und Bestechlichkeit hinter der

Front reichlich Gelegenheit. Wo immer sich die

Möglichkeit bietet, sucht er durch Sabotageakte,
durch die Weitergabe militärischer Nachrichten
an reichsdeutsche Agenten und durch heiinliche
Fürsorge für rußlanddeutsche Flüchtlinge und

deutsche Kriegsgefangene dem völkischenGegner
zu schaden. Mit dem rusfischen Zusammenbruch
ist feine Aufgabe erfüllt und, nach einem kurzen
Zwischenspiel im bolschewistischen Smolensk,
schlägt er sich zerlumpt und halb verhungert
nach Dorpat durch. Dort, in diefer alten

deutschen Stadt, wo seine Leidensgeschichteals

russischer Soldat begonnen hat, endet sie auch
mit dem Einzug der reichsdeutschen Truppen.
Es ist ein düsteres Bild, das Stahff in seinem
Buch entwirft, ein düsteres Bild vom russischen
Volkscharakter und vom auslanddeutschen
Schicksal. Dr; K.

Die fünfzehn Kofaken. Von J r m e l a

Lin b e r g. Hermann Eichblatt Verlag, Leip-
zig 1937. 39 Seiten. Preis geheftet 0,35 RM.,
gebunden 0,80 RM. — Die kurländische
Schriftstellerin erzählt hier das erste tiefe
Erlebnis, das sie in den russischen Revolutions-

tagen von 1905 mit der harten Welt der

politischen Kämpfe in Berührung brachte. Ein

ungemein fein durchgebildeter Stil zeichnet ihre
Erzählung aus, die eine Episode aus dem

deutschbaltischen Schicksal behandelt. Dr.K.
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